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Aufsätze 

Quo Vadis Herr Scheuer? - Tretroller mit Elektroantrieb in einer 
ersten Zwischenbilanz 
von Stefan Pfeiffer und Prof. Dr. Dieter Müller,* Feucht/Bautzen 

»Verkehrsminister Scheuer ist von den neuen Elektro-TretroUern 
begeistert« so berichtete das Hamburger Abendblatt in seiner 
Ausgabe vom 27.02.2019.' Hintergrund war zu Jahresbeginn 
ein VerordnungsentwurF des Verkehrsministeriums, der Ende 
Februar zur Prüfung an die EU-Kommission mit dem Ziel ge­
schickt vmrde, den Nutzern sogenannter Elektrokleinstfahrzeuge 
deren Gebrauch im öfFendichen Verkehrsraum zeitnah zu er­
möglichen. Die Besonderheit einer Vielzahl der Elektrokleinst­
fahrzeuge ist in ihren meist geringen Ausmaßen und ihrem 
niedrigen Gewicht begründet, wodurch sie falt- und tragbar 
ausgestattet sein können. Diese Eigenschaften ermöglichen den 
Nutzern die Mitnahme der Fahrzeuge, weshalb diese einen be­
sonderen Mehrwert zur Verknüpfung unterschiedlicher Trans­
portmittel und zur Überbrückung insbesondere kurzer Distan­
zen darstellen können. Zudem macht die eKFV die Mobilitäts­
hilfenverordnung' (MobHV-Stichwort Segway)"* überflüssig. 

Noch im Frühjahr wollte man die Verordnung in den Bundesrat 
einbringen, um diese bis zum Sommerbeginn 2019 umsetzen 
zu können. Insbesondere das Fehlen jegliches Befähigungsnach­
weises zusammen mit den Ausführungen über die Berechtig­
ten zum Führen dieser Kraftfahrzeuge löste in Expertenkreisen 
massive Kritik und Sorge aus und warf erneut die Frage auf, 
wohin die Verkehrspolitik des Bundesverkehrsministeriums 
eigendich führen soll. Der Entwurf sah vor, dass unter gewissen 
Voraussetzungen bereits 12-Jährige die dort genannten Elek­
trokleinstfahrzeuge fiihren dürfen. Inner- und außerorts soll­
ten vorzugsweise Gehwege und gemeinsame Geh- u. Radwege 
benutzt werden dürfen. Auch Fußgängerzonen sollten zur Be­
nutzung freigegeben werden. Letztendlich wurde der Entwurf 
aufgrund der massiven Kritik nochmals überarbeitet, durchlief 
in kürzester Zeit das Gesetzgebungsverfahren und trat zum 
15.06.2019 in Kraft.' Die inhaltliche Diskussion wurde insbe­
sondere beeinflusst durch deutlichen Widerspruch der befrag­
ten Institutionen im Rahmen der öffentlichen Anhörung, in der 
vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR), der Deutschen 
Verkehrswacht (DVW) und der Unfallforschung der Deutschen 
Versicherer (UDV) deutliche Nachbesserungen im Sinne einer 
Steigerung der Verkehrssicherheit eingefordert wurden. Auch ei­
nige Bundesländer äußerten in den Beratungen des Bundesrates 
deutliche Kritik am Gesamtvorhaben sowie einzelnen geplan­
ten Vorschriften. Die UDV hatte zu dem Zweck der Wahrung 
der Verkehrssicherheit sogar ein umfangreiches Rechtsgutach­

ten in die Diskussion eingebracht (Quelle: https://udv.de/de/ 
publikationen/unfallforschung-kompakt/rechtsgutachten-zur-
verkehrsrechtlichen-zulaessigkeit-elektroroUern). Jetzt ist das 
Mindestalter der Fahrzeugführer auf 14 Jahre festgelegt,'' Geh­
wege und Fußgängerzonen dürfen grundsätzlich nicht befahren 
werden." 

Die eKFV definiert Elektrokleinstfahrzeuge als Kraftfahr­
zeuge (Kfz) mit elektrischen Antrieb und einer bauartbe­
dingten Höchstgeschwindigkeit (bbH) von nicht weniger als 
6 km/h und nicht mehr als 20 km/h. Diese Kfz müssen eine 
Lenk- oder Haltestange aufweisen. Es sind unter gewissen 
Voraussetzungen Ausführungen mit und ohne Sitz möglich.* 
Das Ministerium bereitet darüber hinaus seither eine Rechts­
grundlage zum Gebrauch von Elektrofahrzeugen ohne Lenk­
stange wie bspw. Hoverboards'' vor.' Dazu sei angemerkt, dass 
selbst Kenner der Szene mittlerweile Gefahr laufen, bei der 
rasant fortschreitenden Entwicklung und Neueinführung 
von verschiedensten Elektrokleinstfahrzeugen den Überblick 
zu verlieren. Doch zurück zur eKFV. Zusammengefasst gibt 
diese vor, dass die dort definierten Elektrokleinstfahrzeuge 
eine Allgemeine Betriebserlaubnis, eine gültige Versiche­
rungsplakette, eine Fahrzeugidentifizierungsnummer, ein Fa­
brikschild, Bremsen, lichttechnische Einrichtungen und eine 

* Der Autor ist Polizeidirektor in der Polizei des Freistaates Bayern und leitet 
die Verkehrspolizeiinspektion Feucht. Der Co-Autor ist tiochschullehrer 
für Straßenverkehrsrecht an der Hochschule der Sächsischen Polizei in Rot-
henburg/O.L. und Bautzen. 

1 www.abendblatt.de/wirtschaft/article216541623/Scheuer-sieht-grosses-
Potenzial-fuer-neue-Elektrotretroller.html. 

2 Referentenentwurf des Bundesniinisteriums für Verkehr und digitale Infra­
struktur - Entwurf einer Verordnung über die Teilnahme von Elektro­
kleinstfahrzeugen am Straßenverkehr und zur Änderung weiterer Straßen­
verkehrsrechtlicher Vorschriften (eKFV) Stand 26.02.2019. 

3 Verordnung über die Teilnahme elektronischer Mobilitätshilfen am Verkehr 
(Mobilitätshilfenverordnung-MobHV) v. 16.07.2009 (BGBl. I , S. 2097). 

4 Wikipedia: Der Segway Personal Transporter ist ein elektrisch angetriebenes 
Einpersonen-Transportmittel mit nur zwei auf derselben Achse liegenden 
Rädern, zwischen denen die beförderte Peison steht und das sich durch eine 
elektfonische Antriebsregelung selbst in Balance hält. 

5 BGB12019Tei lINr. 21 V. 14.06.2019 S. 756 ff. 
6 § 3 eKFV. 
7 § 10 eKFV. 
8 § 1 eKFV. 
9 Fiover- bzw. E-boards (elektronisch betriebenes, zweispuriges Rollbrett 

ohne Lenkstange, auf dem sich eine Person stehend fortbewegen kann). 

Die POLIZEI 1 2020 1 



Aufsätze Pfeiffer/Müller • Quo Vadis Herr Scheuer? - Tretroller mit Elektroantrieb 

Glocke haben müssen.'" Ein Befähigungsnachweis, ähnlich 
einer Mofaprüfbescheinigung oder einer Fahrerlaubnis ist 
nicht vorgesehen. Eine Helmpflicht ist nicht gegeben, da die 
bbH dieser Kfz nicht mehr als 20 km/h beträgt." 

An dieser Stelle nochmals zur Verdeutlichung: Wir sprechen 
hier von Kraftfahrzeugen, die auch schon durch 14-Jährige ohne 
Helm und ohne Befähigungsnachweis benutzt werden dürfen. 

Das Bundesverkehrsministerium erklärte auf Nachfrage 
durch Spiegel Online: »Wir wollen neue Wege moderner, 
umweltfreundlicher und sauberer Mobilität in unseren Städ­
ten. E-Scooter und Hoverboards haben entsprechend ein 
enormes Zukunftspotential«.' Aus umweltpolitischer Sicht ist 
das, betrachtet man das in den Verleihfirmen bisher geltende 
Konzept von E-Scootern mit fest verbauten Akkus, nach wie 
vor fragwürdig. Zudem besteht die Hauptnutzergruppe der 
Leihroller in den Großstädten aus Touristen, die sonst - in­
soweit fraglos noch umweltschonender - zu Fuß gegangen 
wären oder den OPNV genutzt hätten. Der E-Scooter kanni-
balisiert demnach hauptsächlich unter anderen, umweltscho-
nenderen Verkehrsmitteln, was hoffentlich auch in der gem. 
§ 15 Abs. 4 eKFV zwingend erforderlichen Evaluation in den 
Fokus genommen wird. Auch die Tatsache, dass Leihroller zu­
meist durch Juicer mit schmutzigen Diesel-Kraftfahrzeugen 
abends aufwändig eingesammelt und morgens wieder verteilt 
werden, trägt nicht unbedingt zu einer guten Umweltbilanz 
von Elektrokleinstfahrzeugen bei. 

Aber wie schaut es mit der Verkehrssicherheit aus und welches 
Fachressort vertritt der Bundesverkehrsminister eigeittlich? So 
schreibt der Tagesspiegel in seine Ausgabe vom 30.01.2019, dass 
nicht wenige in Berlin den Aktionsradius des Verkehrsministers 
mit Erstaunen beobachten. Binnen weniger Tage hat Scheuer sei­
ne Expertenkommission zur Zukunft der Mobilität demontiert 
(»gegen jeden Menschenverstand«), das Tempolimit gegeißelt 
(»ständige Gängelung«) und die wissenschaftlich zweifelhafte 
Intervention von Lungenärzten geadelt - als »Versachlichung der 
Debatte« um NO -Grenzwerte.'- Verschiedene Medien berich­
ten übereinstimmend, dass der Bundesverkehrsminister Exper­
tenmeinungen bei den verschiedenen Diskussionen gerne mal ig­
noriert und damit bei den Fachleuten mitunter Radosigkeit und 
die Frage auslöst, ob er sich politisch verfahren hat.'̂  Auch bei 
der eKFV bleibt er bei seiner Meinung und zeigt sich, trotz Be­
denkungen von Ministeriumsmitarbeitern, überzeugt davon, dass 
E-Scooter und E-Boards sinnvolle Verkehrskonzepte fiir Städte 
sind.' Dies obwohl in anderen europäischen Ländern, in denen 
E-Scooter und E-Board bereits länger eriaubt sind, schon Kon­
zepte erarbeitet werden, um die kontinuierliche Zunahme von 
Unfällen mit diesen Kraftfahrzeugen entgegenzuwirken. So stellt 
Österreich jetzt per Gesetz E-Scooter und E-Boards Fahrrädern 
gleich, so dass diese nur mehr in Ausnahmen auf Fußwegen 
fahren dürfen." Auch Frankreichs Verkehrsministerin Elisabeth 
Borne kündigte Anfang Mai 2019 an, die strombetriebenen 
Flitzer vom Gehweg zu verbannen und für die Missachtung 
dieser Vorschrift ein Bußgeld von 135 € einzuführen. Dies sei 
notwendig, »damit Fußgänger nicht länger gegen Häuserwände 
gedrückt werden«.''' Bei der eKFV wurde insoweit nachgebes­
sert, dass Fußwege und Fußgängerzonen nicht mit Elektro­
kleinstfahrzeugen befahren werden dürfen. Baulich angelegte 
Radwege, darunter auch gemeinsame Geh- und Radwege, sowie 
Radfahrstreifen und Fahrradstraßen sind hierfür allerdings vor­
gesehen. Innerorts kommen auch noch verkehrsberuhigte Be­

reiche, außerorts Seitenstreifen in Frage. Sind all diese genann­
ten Möglichkeiten nicht vorhanden, darf im Mischverkehr mit 
anderen, übrigens deutlich schnelleren Kraftfahrzeugen auf der 
Fahrbahn gefahren werden." 

Dazu sei angemerkt, dass in Deutschland grundsätzlich nur 
die Polizei im fließenden Verkehr anhalten darP^ und Prakti­
ker wissen, dass wendige und schnelle Fahrzeuge wie die in der 
eKFV genannten, sich dem Anhalten regelmäßig erfolgreich 
entziehen. Glücklicherweise beweisen die Erfahrungswerte aus 
den Städten, in denen die Leihroller im Einsatz sind, dass Poli­
zeibeamte beim Anhalten dieser auf max. 20 km/h regulierten 
Kraftfahrzeuge bislang keine Probleme hatten. 

Die Vermutung, dass Unfallstatistiken und nicht erreichte 
Verkehrssicherheitsziele die Überlegungen des Bundesver­
kehrsministers dennoch wenig beeinflussen, wird durch des­
sen Initiative Autofahrern den Zugang zum Motorradfahren 
deutlich zu erleichtern, bestärkt. Diese sieht vor, dass Führer­
scheininhaber der Klasse B, die mindestens 25 Jahre alt sind 
und diese Fahrerlaubnis länger als fünf Jahre besitzen, ohne 
zusätzliche Prüfung ein Leichtkraftrad der Klasse A 1 mit ma­
ximal 15 PS fahren dürfen. Spiegel Online berichtet dazu, dass 
dieser Vorschlag selbst bei Parteifreunden Scheuers in dessen 
bayerischen Heimat auf deutliche Ablehnung trifft.'" Die Süd­
deutsche Zeitung fuhrt dazu aus, dass dem Bundesverkehrsmi­
nister aufgrund der verpatzten Pkw-Maut der Wind mächtig 
um die Ohren weht und wenn schon dieses Prestigeobjekt 
der CSU nicht klappt, dann wohl ein kleines Konjunkturpro­
gramm für Krafträder und dreirädrige Kfz her muss.'* 

Bei den weiterhin kritisch zu diskutierenden Vorteilen einer 
Einführung der eKFV aus umweltpolitischer Sicht steht zu 
befurchten, dass diese sich nachhaltig negativ auf die Verkehrs­
sicherheit auswirken wird. Allein der Blick in die Unfallstatis­
tiken Frankreichs und Österreichs begründen diese Vorher­
sage. Ähnlich wie im Bereich der zunehmenden Nutzung von 
Pedelecs wird es eine deutliche Steigerung der Unfallzahlen 
mit Verletzten und sicher auch Toten geben. Auch hier gab 
es im Vorfeld, bspw. im Zusammenhang mit der fehlenden 
Helmpflicht für Pedelec-Fahrendc, wiederholt Warnungen 
von Experten, die die jetzige Entwicklung vorausgesagt ha­
ben. So starben in Bayern 2018 insgesamt 77 Fahrradfahrer, 
was eine Steigerung zum Vorjahr um 10 % bedeutet. Davon 
waren 19 mit einem Pedelec unterwegs.''' Auch Nordrhein-
Westfalen (NRW) verzeichnete eine Zunahme der Fahrrad­
unfälle um 11,4 %. Hier wurden 2.790 Fahrradfahrer schwer 
verletzt (+12 %) und 55 getötet (+9 % ) . Die Anzahl der 

10 §§ 2 ff. eKFV. 
11 Siehe § 2 la Abs. 2 Satz 1 StVO. 
12 www.tagesspiegel.de/wirtschaft/tempolimit-stickoxide-bahn-wohin'Steuet-

verkehrsmiiiister-andfeas-scheuer/23924840.html. 
13 ww'W.heise.de/newsticker/meldung/Oesterreich-verbannt'E'Scooter-vom-

Fussweg-4408120.html. 
14 www-spiegel.de/auto/frankreich-verkehrsministefin-eiisabeth-borne-

verbietet-e-scootet-auf-gehwegen-a-1265783.htm!. 
15 § 10 eKFV. 
16 § 36 Abs. 5 StVO oder § 163b Abs. 1 StPO i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG. 
17 www.spiegel.de/auto/aktuell/fuehrerschein-csu-ministerium-in-bayern-

lehnt-motorrad-plaene-von-andreas-scheuer-ab-a-1273793.html. 
18 www.sueddeutsche.de/auto/neue-vorschriften-autofahrer-sollen-125er-

motorraeder-fahren-duerfen-1.4492842. 
19 Pressekonferenz zur Vorstellung der bayerischen Verkehrsunfallstatistik 

2018 am 22.02.2019 in München; www.innenministerium.bayern.de. 
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Pfeiffer/Müller • Quo Vadis Herr Scheuer? - Tretroller mit Elektroantrieb Aufsätze 

schwerverletzten Pedelec-Fahrenden stieg um 61 %.^° Dabei 
liegt aut der Hand, dass bei dem Verletzungsbild der verun­
glückten Pedelec-Nutzenden die mit diesen Fahrzeugen er­
zielbare Höchstgeschwindigkeit (grundsätzlich 25 km/h) in 
Verbindung mit fehlenden Fahrradhelmen eine entscheidende 
Rolle spielt. Erschwerend kommt hinzu, da.ss Pedelecs bevor­
zugt durch ältere Menschen genutzt werden. Von den 19 im 
Jahr 2018 in Bayern getöteten Pedelec-Fahrenden waren 14 
Senioren. NRW-Verkehrsminister Herbert Reul appellierte bei 
der Vorstellung seiner Landesverkehrsstatistik 2018 eindring­
lich an die Radfahrer, ihren Kopf zu schützen und einen Helm 
zu tragen - freiwillig.'' Die Unfallmeldungen mit schwer am 
Kopf verletzten Fahrern von E-Scootern häufen sich auch aus 
dem Grund, weil kein einziger Fahrer eines Leihrollers einen 
Helm trägt und weil der Sturz auf den Kopf aus der gefahrenen 
Geschwindigkeit von 20 km/h bei dem hohen Schwerpunkt 
des Fahrers bei vielen Fahrern unweigerlich zu Kopf- und Ge­
sichtsverletzungen fiihren muss. Das BMVI sollte im Rahmen 
der Evaluierung, die gerne auch vom Jahr 2023 auf das Jahr 
2021 vorverlegt werden darf ernsthaft prüfen, ob eine Helm­
pflicht die Grundrechte der Nutzer auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit nicht besser schützt als die Schutzwirkung aus­
gefahrener und ungeschützter Hände und Ellenbogen. 

Nach aktuellen, vom DVR erfragten Zahlen des Polizeipräsi­
diums München verzeichnete man in der Stadt im Zeitraum 
vom 15.06. - 11.11.2019 insgesamt 91 polizeilich aufgenom­
mene Verkehrsunfälle mit E-Scootern. 62 dieser Verkehrsunfälle 
verliefen mit Personenschaden, wobei 59 Personen leicht und 
4 Personen schwer verletzt wurden. 28 Verkehrsunfälle ereigne­
ten sich unter Alkoholeinfluss und 2 unter Mischkonsum von 
Alkohol und anderen berauschenden Mitteln. Die tatsächliche 
Anzahl der Verkehrsunfälle mit E-Scootern liegt jedoch regel­
mäßig weit über diesen polizeilich gemeldeten Zahlen. Dies 
wurde in Berlin deutlich, wo die Berliner Polizei in den ersten 
8 Wochen nach Einführung der E-Scooter 38 Verkehrsunfälle 
mit sieben schwer und 27 leicht verletzten Personen aufnahm, 
aber allein in den ersten 4 Wochen 40 verletzte E-Scooter-Fah-
rer unfallchirurgisch behandelt werden mussten wie eine Um­
frage unter 12 von insgesamt 34 unfallchirurgischen Kliniken 
in Berlin ergab (https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/ 
2019/07/e-scooter-berlin-unfallbilanz-40-verletzte-fahrrad. 
html). Als in jeder Hinsicht positiv zu bewerten ist daher die 
Absicht des Statistischen Bundesamtes, Verkehrsunfäle mit 
E-Scootern ab Januar 2020 in die amtliche Verkehrsunfallsta­
tistik aufzunehmen, um eine verlässliche Datenbasis fiir ein La­
gebild zu erhalten (Quelle: https://www.tagesschau.de/inland/ 
e-roUer-l 15.html?ft)clid=IwAR2XvZ()uuhnubUZ_LbAVC-
f5tdm32JpXxrflP3jam5rnYbijqtDbUG0rYAU). 

Die in der eKFV genannten Kraftfahrzeuge werden sicher­
lich insbesondere von jüngeren, teilweise unerfahrenen Ver­
kehrsteilnehmern genutzt werden. Unabhängig vom Alter 
der Kraftfahrzeugführer sind Verkehrskonflikte mit anderen, 
den jeweiligen Straßenraum nutzenden Verkehrsteilneh­
mern, vorprogrammiert. Unfälle mit Verletzten und Toten 
sind ebenso absehbar, wie eine Zunahme der Unfallfluch­
ten und der aufsehenerregende Vorfälle von angetrunke­
nen oder unter Drogeneinwirkung stehenden Fahrern von 
E-Scooter. So berichteten die Nürnberger Nachrichten in ihrer 
Ausgabe vom 24.06.2019 von einer Polizeikontrolle, bei der 
ein alkoholisierter 28-jähriger E-Scooter-Fahrer mit einem 
nicht versicherten und in China hergestellten, nicht den hie­

sigen Regeln entsprechenden Fahrzeug in eine Poliz îkontroUe 
geriet und angezeigt wurde.'' Die Erfahrungen der Polizei in 
Hannover bestätigen dieses Bild. Dort wurden in den ersten 
drei Monaten nach Inkraftsetzen der eKFV allein 103 Straftaten 
gem. § § 1 , 6 PflVG wegen des Führens eines E-Scooters ohne 
Haftpflichtversicherung ermittelt (al.so jeden Tag eine, Quelle: 
https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/66841 /4409802). 
Dies ist auch unter dem Gesichtspunkt sehr bedenklich, dass 
ein Unfallopfer im Schadensfall nicht in .seinen Ansprüchen 
durch eine Kfz-Haftpflichtversicherung geschützt ist. Uber die 
in Deutschland auf öffentlichen Straßen in Gebrauch befindli­
chen, nicht zulassungsfähigen Elektrokleinstfahrzeuge existieren 
bislang keine verifizierbaren Zahlen, aber es stimmt bedenklich, 
dass diese Kraftfahrzeuge in Supermärkten, Baumärkten und in 
diversen Internetportalen zuhauf legal gehandelt werden, wobei 
der wichtige Zusatz »nicht im Straßenverkehr zu verwenden« 
lediglich im gern überlesenen Kleingedruckten zu finden ist. 

Die von der Münchener Polizei im o. g. Zeitraum ermittelten 
Falirten und Alkohol- und/oder Drogeneinfluss sind dabei aus 
dem Blickwinkel der Verkehrssicherheit noch brisanter. Dort 
mussten 853 Strafanzxngen gem. § 316 StGB wegen einer Trun­
kenheitsfahrt unter dem Einfluss von Alkohol aufgenommen 
werden und 10 Strafanzeigen wegen eines Mischkonsums von 
Alkohol in Kombination mit anderen berauschenden Mitteln. 
Hinzu traten 810 Anzeigen gem. § 24a Abs. 1 StVG (0,5-Pro-
mille), 82 Anzeigen gem. § 24a Abs. 2 StVG (Drogen), 4 An­
zeigen gem. § 24a Abs. 1 und 2 StVG sowie 14 Anzeigen gem. 
§ 24c StVG (Alkoholverbot für Fahranfänger). Zu berücksichti­
gen ist dabei, dass die inzwischen sieben auf dem Markt befind­
lichen Verleiher von E-Scootermn in München nicht einmal die 
meisten E-Scooter in Dienst gestellt haben. Die Zahlen in an­
deren Großstädteit dürften ähnlich ausfallen. Ein bislang kaum 
beachteter seitlicher und vor allem positiv-reinigender Eff̂ ekt 
fiir die Verkehrssicherheit dürfte dadurch eintreten, dass zahl­
reiche über das neue Vehikel entdeckte berauschte Fahrer sich 
nach Ablauf der strafrechtlichen Entziehung der Fahrerlaubnis 
einer durch die Fahreriaubnisbehörde gem. § § 13, 14 FeV an­
geordneten medizinisch-psychologischen Untersuchung werden 
stellen müssen. 

Dabei darf nicht unerwähnt bleiben, dass insbesondere die Ver­
treter der Polizei - allen voran die durch eine Fachkommission 
Verkehr beratene Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) — das 
BMVI vor dieser Entwicklung eindringlich gewarnt haben. Al­
lein diese Warnungen bleiben beim verantwortlichen Minister 
ohne Resonanz. Die Polizei in den 16 Bundesländern wurde 
von den Politikern in Bund und Ländern (der Bundesrat trägt 
Mitverantwortung!) de facto mit Mehrarbeit im Bereich der Ver­
kehrssicherheitsarbeit belastet, ohne dafiir auch ein Mehr an Per­
sonal gestellt zu bekommen - ein sachlich unhaltbarer Zustand. 

Das alles in einer Situation, in der das Ziel der Bundesregie­
rung, die Zahl der Verkehrstoten bis 2020 im Vergleich zu 
2010 um 40 % zu senken^^ nochmals weiter in die Ferne rückt. 
Anfang Juli gab das Statistische Bundesamt bekannt, dass im 

20 Ministerium des Inneren des Landes NRW, Presseinformation 
V. 27.02.2019, Radfahrer sind im Straßenverkehr besonders gefährdet. 

21 Rede des NRW-Innenministers zur Vorstellung der Verkehrsunfallstatistik 
am 27.02.2019 Landtag, Pressezentrum. 

22 Nürnberger Nachrichten v 24.06.2019 »E-RoUer-Fahrer angezeigt«. 
23 Bundeministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, Verkehrssicher­

heitsprogramm 2011, S. 5. 
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Jahr 2018 die Zahl der Verkehrstoten um 2,7 % (im Vergleich 
zum Vorjahr) auf3.275 anstieg.-'' Damit befinden wir uns hin­
sichtlich der Zielerreichung zur 40-prozentigen Reduzierung 
der Verkehrstoten bis 2020 aktuell bei minus 10,5 %.^' 

Grund genug für die Verantwortlichen in Berlin, sich bereits 
vor der abschließenden Evaluation die Frage zu stellen, ob die 
jetzt eingeführte eKFV zielfiihrend und im Sinne der Verkehrs­
sicherheit in Deutschland ist. Es ist an der Zeit, sich grundsätz­
lich darüber im FGaren zu werden, dass sich Verkehrssicherheit, 
größtmögliche Mobilität und Umweltschutz nicht gegenseitig 
ausschließen. Dennoch müssen die gegenseitigen Wechselwir­
kungen deutlicher berücksichtigt werden, gerade bei der Ein­
führung neuer Fahrzeugarten. Vliet dürfte die Verkehrspolitik 
gerne öfter einmal auf den fachlichen Rat der im Rahmen der 
Anhörungen befragten Verbände hören und ggf auch den Rat 
von Verkehrsplanern, Verkehrspsychologen, Verkehrsmedizi­
nern und Verkehrsingenieuren einholen, um unseren Straßen­
verkehr sicherer zu gestalten. Schließlich geht es um nicht mehr 
und nicht weniger als den Schutz der Grundrechte auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit gem. Art. 2 Abs. 2 G G aller 
Bürger und um die darauf resultierende staatliche Schutzpficht, 
die auch den Bundestag, den Bundesrat und das BMVI direkt 

betrifft. Es ist zu spät und sicher auch gesellschaftlich nicht 
gewünscht, die Einführung von Elektrokleinstfahrzeugen zu 
blockieren. Aber wenn wir nicht wieder mehr Verkehrstote und 
Verletzte in Deutschland haben wollen, bedarf es zusätzlicher 
Vorgaben zur Benutzung dieser Kraftfahrzeuge. Hier muss 
insbesondere an eine Helmpflicht und der Einführung eines 
Befähigungsnachweises, ähnlich einer Mofaprüfbescheinigung, 
aber auch an eine mögliche Warnwestenpflicht in der Dämme­
rung und in der dunklen Jahreszeit gedacht werden. Aber auch 
der aktive Schutz der Nutzer von E-Scootern vor den Fehlern 
anderer Verkehrsteilnehmer darf nicht vernachlässigt werden. 
So gilt beim Überholen von E-Scootern für Autofahrer genau 
die gleiche Pflicht aus § 5 Abs. 4 Satz 2 StVO wie beim Über­
holen von Radfahrern, nämlich einen Seitenabstand von 1,5-2 
m einzuhalten. Gelingt dies aufgrund räumlicher Enge nicht, 
gilt ein »faktisches Überholverbot«. Hier dürfte die polizeiliche 
Verkehrsüberwachung durchaus intensiviert werden. 

24 Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle 2018, Wiesbaden 2019, S. 44. 
25 Verkehrstote 2010: 3.648 Quelle: Destatis. Zu der Problematik einet vom 

BMVI beschönigend geführten Statistik der Verkehrsunfalltoten ausfuhr­
lich und mit zwingender Argumentation Laub, Entwicklung dei z^hl der 
Straßenverkehrstoten in Deutschland, in: Die P O L I Z E I 2019, S. 181 ff. 

Pedelec und Smartphone - Quantifizierung zweier unfallrisiko-
erhöhender Faktoren im großstädtischen Radverkehr 
von Dr. Andre Günther, Berlin* 

Der Radverkehr verändert sich derzeit schneller als je zu­
vor. Die Elektrifizierung des Antriebes sorgt für deutlich er­
höhte Geschwindigkeiten quer durch alle Nutzungsprofile. 
Gleichzeitig scheint die Ablenkung, insbesondere durch 
das Smartphone, seit einigen Jahren rapide zuzunehmen. 
Beide Risikofaktoren werden daher auch im Rahmen von 
lnterventionsmaf?nahmen stärkere Berücksichtigung fin­
den müssen. Im nachstehenden Artikel wird der Versuch 
einer Quantifizierung beider Faktoren anhand des Radver­
kehrs in Berlin erörtert. Im Ergebnis zeigt sich, dass die 
Verkehrsteilnahme mit Pedelecs mit durchschnittlich 3 % 
nur einen geringen Anteil am Berliner Radverkehr aus­
macht. Auch die Smartphone bedingte Ablenkung konnte 
für den Berliner Radverkehr mit einer deutlich geringen 
Quote als erwartet quantifiziert werden. 

Einleitung 
Radfahren gehört nach wie vor zu einer der risikoreichsten 
Arten, sich im großstädtischen Straßenverkehr zu bewegen. 
Die straßenverkehrsbehördlichen und polizeilichen Interven­
tionsmaßnahmen der letzten Jahre haben zwar viele Einzel­
aspekte der spezifischen Sicherheitslage verbessert, so dass es 
trotz steigender Verkehrsmengen nicht zu einer äquivalenten 
Steigerung der Verkehrsunfallzahlen gekommen ist. Dennoch 
nehmen die schweren Personenschäden auch weiterhin zu. 

Es entwickeln sich neue gefährdungserhöhende Faktoren, die 
eine weitere Minderung des Unfallrisikos erschweren könn­
ten. Im Rahmen dieses Artikels sollen die zwei risikoverstär­
kenden Aspekte Smartphone und Pedelec unabhängig von 
der jeweils bestehenden Rechtslage beschrieben und im Zu­

sammenhang mit den Hauptunfallursachen erörtert werden. 
Die bislang vorhandene Studienlage zur Quantifizierung wird 
an.schließend mit einer eigenen Erhebung im Straßenverkehr 
Berlins abgeglichen. 

Hauptunfal lursachen im Urbanen Radverkehr 
Beide risikoerhöhende Faktoren lassen sich zumindest theo­
retisch in einen Wirkzusammenhang mit den Hauptunfall­
ursachen (HUU) des Radverkehrs bringen. Verkehrsunfälle 
mit Radfahrern im städtischen Umfeld Berlins sind bspw. 
etwa hälftig auf die Gruppe der Radfahrer selbst zurückzu­
führen (alle Daten: DER POLIZEIPRÄSIDENT IN BERLIN 
2019). Bei deren H U U dominieren der geringe seitliche Si­
cherheitsabstand (ca. 27 % ) , die falsche oder verbotswidrige 
Nutzung von Fahrbahnen oder Straßenteilen (ca. 20 %) und 
die Fehler beim Einfahren in den Fließverkehr (ca. 17 % ) . Die 
drei dominierenden Ursachen sind im hohen Maß mit einer 
mangelnden Aufmerksamkeit der Radfahrer assoziiert. Hier 
würde es sich also negativ auswirken, wenn Radfahrer sich in 
stärkerem Maße vom Straßenverkehr ablenken ließen. Doch 
gerade diese Verhaltensweisen sind deutlich sichtbar. Während 
das Ablenkungsverhalten durch bspw. Musik kein neues Phä­
nomen ist, lässt sich derzeit auch ein Trend zur Smartphone 
Nutzung am Lenker beobachten. Das Betrachten des Bild­
schirmes oder Tippen auf dem Gerät führt nicht nur zu einer 
Fehlfokussierung der Aufmerksamkeit, es verlängert auch die 
Reaktionszeit in entscheidenden Maßen (Studienüberblick bei 

* Andre Günther ist Polizeibeamter des Landes Berlin und Lehrbeauftragter 
fiir Verkehrsiehre an der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, Fach­
bereich Polizei und Sicherheirsmanagement. 
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